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INTERVIEW 

Spandau baut - wir schauen hin

Hans-Ulrich Riedel ist stadtentwicklungs-
politischer Sprecher der Fraktion DIE LIN-
KE in der BVV Spandau. 
Als Architekt sammelte er wertvolle Erfahr-
ung, die er nun als Expertise in der Politik 
und in der Planungswerkstatt Neue Sie-
mensstadt einsetzt. 

Spandau ist ja ein Bezirk, in dem derzeit an jeder Ecke 
Wohnungen gebaut und neue geplant werden. 
Wie bewertest du diesen immensen Zuwachs an 
Wohnraum?

Der tatsächlich enorme Zuwachs an neuen Wohnungen ist natürlich 
dem Bedarf in Berlin insgesamt geschuldet. Da werden die 
Außenbezirke stark belastet, weil sie noch mehr Platz haben. Und 
außerdem ist hier der Grund und Boden noch weniger überteuert. 
Insoweit ist das alles nachvollziehbar. Aber wir brauchen ja vor allem 
- und besonders in den Außenbezirken - bezahlbaren Wohnraum. Und 
dafür fehlen die erforderlichen Förderinstrumente.
Es reicht ja nicht, wenn neue Wohnungen »relativ preiswert« sind. 
Es muss die Frage erlaubt sein, ob es nicht ganz anderer Mittel oder 
einer ganz anderen Planung bedarf als immer nur: bauen, bauen, 
bauen.

Ist der Bezirk überhaupt auf diesen Zuzug vorbereitet?

Nein. Spandau hat Flächen genug, aber es fehlt - wie überall in der 
Stadt - an einer rechtzeitigen Planung der Verkehrsinfrastruktur 
und der sozialen Infrastruktur. Im Norden und Nordosten Spandaus 
entstehen unzählige Quartiere mit tausenden Wohnungen - viele 
geplant als »autoarme« Quartiere. Aber es gibt auf absehbare Zeit 
keine Erschließung mit dem öffentlichen Personennahverkehr. Was 
wird passieren? Die Leute werden ohne Auto in ihr »autoarmes« 
Quartier ziehen, merken, dass sie aufgeschmissen sind und sich ein 
Auto zulegen. Wenn wir Glück haben, ein elektrisch betriebenes. 
Liegt übrigens nicht am Bezirk - hier hat eine grüne Senatorin fünf 
Jahre lang versagt.

Was sind denn deiner Meinung nach die größten 
stadtentwicklungspolitischen Herausforderungen in Spandau?

Das eine ist zweifellos die Situation der Schulen, eine Rückstellung 
der geplanten Neubau- und Sanierungsprojekte trifft den Bezirk 
extrem hart. Aber auch die von uns immer wieder geforderte 
Dezentralisierung der sozialen Infrastruktur wie Kiezbibliotheken, 
Außenstellen der Musikschule, Stadtteilzentren in Bürger:innenhand 
und Jugendfreizeiteinrichtungen. Da steht Spandau wirklich schlecht 
da. Das andere ist wieder der Verkehr: wie in allen Außenbezirken ist 
unser Problem der »Transitverkehr«, wie ich es nenne: PKW und LKW, 
die durch Spandau in den Innenstadtbereich von Berlin fahren, weil 
es keine Alternativen gibt.

Spandau baut an allen Ecken. Verdichtung hier, 
ganze neue Stadtviertel dort. Doch ist Bauen immer 
die richtige Lösung? Und welche Herausforderun-
gen stehen uns bevor? Stadtentwicklungsexperte 
Hans-Ulrich Riedel im Interview
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Die Planungswerkstatt Neue Siemensstadt 
gründete sich im März 2019. 
Eine Bürger*inneninitiative, die erreichen will, 
dass sich die Lebensbedingungen in Siemens-
stadt verbessern.
Jetzt mitmachen unter neue-siemensstadt.de

Sozialwohnungen 
für Spandau

In Spandau wird gebaut und das nicht 
zu knapp. Tausende Wohnungen wer-
den in den kommenden Jahren bezugs-
fertig. Damit übertrifft der Bezirk sogar 
die Zielvorgabe des Landes. Doch was 
für Wohnungen entstehen da? Wie viele 
davon sind sozial gefördert? 

Aus einer Anfrage der Linksfraktion in 
der BVV Spandau geht hervor, dass seit 
2018 rund 3264 Wohnungen aus der 
Sozialbindung gefallen sind. Bis 2024 
kommen weitere 2698 Wohnungen hin-
zu. Insgesamt verliert der Bezirk dem-
nach 5962 Sozialwohnungen. Wie viele 
neue Sozialwohnungen entstehen? Un-
bekannt. 

Wohnung mit Sozialbindung sind öf-
fentlich geförderte Mietwohnungen, 
deren Mieten meist unter dem ortsüb-
lichen Durchschnitt liegen. Sie werden 
an Mieter*innen vergeben, deren Ein-
kommen unter eine bestimmte Gren-

ze fällt. Der Rückgang der Sozialwohn-
ungen ist besorgniserregend, da sich 
die Preise für den Neubau in den ver-
gangenen 20 Jahren verdoppelt haben. 
Gestiegene Bau- und Grundstückskos-
ten sind hierfür mitverantwortlich. Das 
Mantra „Bauen, Bauen, Bauen“ wird 
dem Wohnungsmangel somit nicht aus-
reichend entgegenwirken. 

Deshalb fordert DIE LINKE den mass-
iven Ausbau des sozialen Wohnungs-
baus sowie die Umsetzung der neuen 
Wohngemeinnützigkeit. 

Welche Chancen und Probleme ergeben sich mit den großen 
Bauprojekten in Spandau, wie beispielsweise Siemensstadt 
Square oder The Hub in Haselhorst?

Die Chance auf Verzicht. Wir haben jetzt einen Antrag in die BVV 
eingebracht, im nördlichen Bereich des Siemens-Campus - oder 
Siemensstadt Square, wie es jetzt heißt - zwischen Paulsternstraße 
und Rohrdamm in Höhe der Feuerwache auf Wohnungsbau 
vollständig zu verzichten. Dieser Bereich ist auch vom ISEK 
überzogen, einer vom Bezirk in Auftrag gegebenen Studie, die zu 
dem Ergebnis kommt, dass an dieser Stelle eine Grünverbindung 
zwischen Haselhorst und Siemensstadt geschaffen werden sollte 

Bild: Initiative Neue Siemensstadt

mit Freizeit-, Sport- und Erholungsflächen. Und genau hier werden 
auch unversiegelte Flächen gebraucht, weil ja das Wasserwerk 
Jungfernheide 2030 wieder ans Netz gehen soll.
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BEDINGUNGSLOSES 
GRUNDEINKOMMEN

PRO

Unsere Mitglieder sind gefragt

Ein Bedingungsloses Grundeinkommen kann und darf für die 
Arbeiterklasse niemals das oberste Ziel des Arbeitskampfes sein.
 Wie uns die letzten Reförmchen auf dem Arbeitsmarkt gezeigt haben, 
verändert sich die wirtschaftliche und gesellschaftliche Stellung 
der Beschäftigten kaum. Minimal steigende Löhne, ein Teilrecht auf 
Homeoffice oder Corona-Prämien sind genau wie das BGE vor allem 
eines: Milderung der Symptome eines kaputten Systems. 

Ein BGE würde weder neue gute Jobs schaffen, noch die 
Arbeitsbedingungen der Beschäftigten merklich verbessern. Die 
gesellschaftlichen, wirtschaftlichen und individuellen psychologischen 
Kosten der Arbeitslosigkeit wären vielleicht etwas erträglicher, aber 

keinesfalls gelöst. 

Das BGE würde die 
ungleiche Verteilung 

von Macht auf 
dem Arbeitsmarkt, 

zwischen den 
großen Konzernen 

und den Arbeiter:inenn, 
nicht korrigieren. Das kann nur 

eine Aufwertung der Stellung der Arbeiterklasse. Eine 
staatliche Jobgarantie für Jede und Jeden hingegen würde vom Staat 
aus akzeptable Löhne und Arbeitsbedingungen definieren und die 
Verhandlungsposition der Arbeiternehmer:innen in der Privatwirtschaft 
deutlich stärken. 
Je mehr Menschen in guter Arbeit sind, desto stärker ist auch deren 
gesellschaftliche Macht. Denn schon Karl Marx wusste, dass das 
kapitalistische System darauf ausgelegt ist, durch eine “Industrielle 
Reservearmee” von Arbeitslosen die Nachfrage nach billigen 
Arbeitskräften stetig zu stillen. Diese ungleiche Machtverteilung würde 
das BGE in keinem Fall angehen, und in Zeiten wachsender sozialer 
Ungleichheit können wir uns das nicht mehr leisten. 

Bedingungslose Konsumchecks, welche das BGE zwangsläufig sind, 
welche direkt durch Konsum die kapitalistische Produktion weiter 
befeuern, können nicht die Lösung sein, wenn wir von dieser für 
Mensch und Natur 
ausbeuterischen 
Produktionsweise 
wegkommen wollen.

Um die Frage zu beantworten, ob und warum 
ein Bedingungsloses Grundeinkommen, kurz 
BGE, sinnvoll ist, müssen wir zunächst mit 
ein paar Gerüchten rund um dieses Thema 
aufräumen.

1. Dann geht ja niemand mehr arbeiten!
Diese These ist gleich auf mehreren Ebenen falsch. Sinnstiftende 
Arbeit ist eine wesentliche Säule der Selbstverwirklichung. Allein die 
vielen Menschen im Ehrenamt zeigen, dass wir nicht ausschließlich aus 
wirtschaftlichen Gründen arbeiten gehen. Auch der Punkt, dass dann 
unliebsame Tätigkeiten nicht mehr erledigt werden, lässt sich leicht 
widerlegen. 
Das BGE ist lediglich die Grundvoraussetzung dafür, dass niemand 
in Armut leben muss. Jedoch werden wir auch in Zukunft weiterhin 
für unsere Bedürfnisse arbeiten müssen, die über das reine 
Existenzminimum hinausgehen. 

2. Das kann niemand bezahlen!
Doch. Es gibt bereits verschiedenste 
Finanzierungskonzepte, die 
ein Bedingungsloses 
Grundeinkommen 
finanzierbar machen. 
Und das sogar mit 
einem deutlichen 
Überschuss. Ein 
Beispiel dafür wäre, das BGE 
als Negative Einkommenssteuer zu 
finanzieren. Dadurch erklärt sich auch, warum Menschen 
mit hohen Einkommen einen Anspruch auf das BGE haben. Es wird 
ihnen zwar zuerst ausgezahlt, durch die steuerliche Mehrbelastung 
hoher Einkommen bleibt aber am Ende weniger übrig und es findet eine 
Umverteilung von oben nach unten statt. 

Nur ohne Bedingungen können wir ein individuell garantiertes 
Menschenrecht schaffen, welches ein Einkommen in einer 
existenzsicheren Größe garantiert und so für alle Menschen eine 
wirtschaftliche, soziale, kulturelle und politische Teilhabe schafft. 
Darüber hinaus ermöglicht das BGE auch das Leben zu genießen, wie 
zum Beispiel durch die Verkürzung der Wochenarbeitszeit. Somit wird 
der Zwang zur Lohn- und Erwerbsarbeit gebrochen und erhöht die 
Verhandlungsposition der Arbeitnehmenden um ein Vielfaches. 

CONTRA

Vom 13. bis 26. September 2022 sind alle Mitglieder der Partei 
DIE LINKE aufgerufen, über die Aufnahme eines »Bedingungslosen 
Grundeinkommens« (BGE) in die Programmatik der Partei DIE 
LINKE zu entscheiden.

Fahbi D. ist für das Bedingungslose Grund-
einkommen. Gerüchte, die wie Gespenster 
umgehen, darüber, warum ein Bedingungs-
loses Grundeinkommen nicht möglich sei, 
räumt er aus dem Weg.

Als Bedingungslose Konsumchecks bezeichnet 
Marc M. das Bedingungslose Grundeinkom-
men. Mit Marx argumentiert er für tiefgreifen-
dere Mittel gegen die ungleiche Machtvertei-
lung und soziale Ungleichheit.
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Aus dem Abgeordnetenhaus 

Jedes Jahr absolvieren in Berlin circa 2.000 Menschen ihr Freiwilliges So-
ziales Jahr. Durch dieses gesellschaftliche Engagement leisten sie einen 
wertvollen Beitrag, um das solidarische Miteinander in der Gesellschaft 
zu stärken. 
Entlohnt wird diese wichtige Arbeit derzeit mit nur 300 Euro monatlich. 
Die Landesregierung unter LINKE-Beteiligung hat im Juni eine Förderung 
beschlossen, durch die eine Erhöhung des Taschengeldes beantragt 
werden kann. Hierdurch steigt das Taschengeld um 120 Euro im Monat. 

Seit 2009 wurden in Neukölln Menschen, die sich gegen Rechtsextre-
mismus engagieren, immer wieder Opfer rechter Gewalt. Neben Sach-
beschädigungen und Drohungen kam es dabei zu Brandanschlägen, so 
beispielsweise ein lebensbedohlichen Brandanschlag gegen den linken 
Abgeordneten Ferat Koçak und seine Familie. 

Der Gerichtsprozess gegen die mutmaßlichen Täter ist jetzt gestartet. 
Doch ist immer noch unklar, ob und wie viele Mittäter*innen, Unter-
stützer*innen und Wegebereiter*innen es wirklich gab. Bisher gibt es 
keine Aufarbeitung des mutmaßlichen Versagens der Berliner Sich-
erheitsbehörden, also der Polizei, des Verfassungsschutzes und der 
Staatsanwaltschaft. 

DIE LINKE hat sich für einen Untersuchungsausschuss zu der rechten 
Terrorserie in Neukölln eingesetzt, der im Juni seine Arbeit aufgenom-
men hat, wodurch garantierte Rechte zur Aufklärung ermöglicht werden: 
Akten können eingesehen, Zeug*innen befragt und Beweismittel können 
erhoben werden. 

Die Energiepreise gehen durch die Decke. Deutschland steht vor mas-
siven sozialen Verwerfungen. Die Bundesregierung schaut nur zu. Durch 
Maßnahmen wie die Gasumlage beteiligt sich die Ampel-Koalition sogar 
noch an der Verarmung der Bevölkerung. 
Die Fraktion DIE LINKE im Bundestag hat jetzt zehn Punkte gegen den 
Teuer-Wahn der Bundesregierung vorgelegt. 
DIE LINKE fordert unter anderem Direktzahlungen an Menschen mit nie-
drigen und mittleren Einkommen in Höhe 125 Euro pro Haushalt und 50 
Euro je Haushaltsmitglied. Sie fordert ferner einen Gaspreisdeckel und 
die Abschaffung der Gasumlage. Damit niemand im Winter frieren muss, 
fordern die LINKEN im Bundestag zudem Strom- und Gassperren zu ver-
bieten. Darüber hinaus müssen endlich die Konzerne, die von der Krise 
profitieren, durch die Übergewinnsteuer zur Kasse gebeten werden. 
Das 9-Euro-Ticket war sozial und klimagerecht. Die Linksfraktion fordert 
es fortzuführen. 
Wichtig wird es sein, für einen heißen Herbst zu sorgen! 

Mehr Taschengeld während 
Freiwilligem Sozialen Jahr

Rechter Terror in Neukölln: 
Untersuchungsausschuss legt los

Preisexplosion bei 
Energien stoppen!

Aus dem Bundestag
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Termine
Geschäftsstelle Spandau
Pichelsdorfer Straße 138
13595 Berlin-Spandau

Die Beratungen finden in der Geschäftsstelle 
DIE LINKE. Spandau, Pichelsdorfer Str. 138 statt. 
Bitte anmelden unter: 030 36 43 74 71 oder carla.ass-
mann@dielinke.berlin.
Die Erstberatungen sind für Betroffene kostenfrei.

21.09.22 18:30 Uhr Mitglieder-Stammtisch im Café Lutetia
27.09.22 14-16 Uhr Sozialberatung 
29.09.22 17-19 Uhr Fraktionssprechstunde
11.10.22 14-16 Uhr Sozialberatung
12.10.22 17-19 Uhr Mietrechtsberatung mit Mietrechtsanwalt 
		      Hannes Poggemann
13.10.22 17-19 Uhr Fraktionssprechstunde
20.10.22 18:30 Uhr Mitgliederversammlung Bezirksverband 
		      in der Aula des Kant-Gymnasiums 
25.10.22 14-16 Uhr Sozialberatung
27.10.22 17-19 Uhr Fraktionssprechstunde
02.11.22 17-19 Uhr Mietrechtsberatung
09.11.22 14-16 Uhr Sozialberatung
10.11.22 17-19 Uhr Fraktionssprechstunde
24.11.22 17-18 Uhr Fraktionssprechstunde
24.11.22 18:30 Uhr Mitglieder Stammtisch im Café Lutetia
06.12.22 14-16 Uhr Sozialberatung
07.12.22 17-19 Uhr Mietrechtsberatung
13.12.22 14-16 Uhr Sozialberatung

Öffentliche Fraktionssitzungen der Fraktion 
DIE LINKE in der BVV Spandau im Rathaus Spandau  
Termine und Sitzungsraum: 
www.linksfraktion-spandau.de

Als einzige Partei im Deutschen Bundestag nimmt DIE LINKE 
keine Unternehmens- und Konzernspenden an.
Damit wollen wir unsere Unabhängigkeit von den Lobbyisten 
bewahren.

Politische Arbeit kostet jedoch neben viel Zeit und Engagement 
oftmals auch Geld, etwa für Plakate, Informationsmaterial, Zeitun-
gen, die Offenhaltung von Geschäfts- und Beratungsstellen und 
diverse andere Sachen. 
Wenn Sie die Arbeit der Spandauer Linken durch finanzielle 
Zuwendung unterstützen wollen, können Sie gerne einen Betrag 
überweisen. Vielen Dank!

DIE LINKE. Spandau
IBAN: DE48 1007 0848 0525 6078 07
BIC: DEUTDEDB110
Verwendungszweck: 
Spende DIE LINKE. Spandau

Jetzt mitmachen!

DIE LINKE. Bezirksverband Spandau
Pichelsdorfer Straße 138
13595 Berlin

die-linke-spandau.de
Facebook: @DieLinke.Spandau
Twitter: @DieLinkeSpandau

Komm zur LINKEN Spandau

Kein Geld ist auch keine 
Lösung...
Unterstützen Sie uns mit einer Spende!


